
Bundessozialgericht

— ”10 RV 57/77 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: ......‚.............................

g e g e n

...ooggoo.......000000000000000..............ooocooooooooooo

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 40. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 45. Dezember 4977

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landessozial—

gerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 5. Oktober 1976

aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen.
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Der Kläger begehrt die Gewährungvon Teilversorgung (55 64 ff
des Bundesversorgungsgesetzes —BVG-); er hat seinen Wohnsitz

in Oberschlesien.

Der im Jahre 1907 geborene Kläger wurde Anfang Februar 1941

_Soldat° Im Oktober 1944 erlitt er eine Granat3plitterver-

_letzung. Von Januar 1945 bis Dezember 1949 befand er sich in

‚
sowjetischer Kriegsgefangenschaft. Am24./30. November 1964
beantragte der Kläger (erstmals) die Gewährung von Versor- !

=gung wegen der Granatsplitterverletzung (ua "Lungensplitter")
und wegen der Folgen der Kriegsgefangenschaft. Der Kläger'

Ibrachte eine Bescheinigung des Arztes J (Erwerbsminde-

rung 45 %) und 3 Zeugenerklärungen von Jan P. r , Peter
Bi und Josef 0 t

- bei. Nach einer versorgungsärzt-

_
lichen Stellungnahme von Dr. L ‘ (Minderung der Er-

wérbsfähigkeit -MdE- 15 %) erging der Ablehnungsbescheid

vom 21. Mai 1965. Ein Zustellungsnachweis ist nicht vorhanden.

"Mit Schreiben vom 31. Dezember 1969 teilte der Kläger dem
Versorgungsamt mit,_daß er mit der Ablehnung seines Ver-
sorgungsantrags nicht einverstanden sei. Der Kläger über—‘

sandte einen Untersuchungsbericht des Chirurgen Dr. M '

vom 1. März 1970 sowie Röntgen-Aufnahmen der rechten Thorax-

hälfte und des rechten Oberschenkels. Dr. R
.

bewertete

die Schädiguhgsfölgen in'siher versorgungsärztlichen
Stellungnahme mit 50 %. Das Landesversdrgungsamt stimmte
jedoch nach Einholung einer weiteren versorgungsärztlichen

_Stellungnahme von Dr. S ‘ dem Vorschlag des Versorgungs-

amtes auf Erteilung eines Zugunstenbescheides nicht zu und

veranlaßte weitere Sachaufklärung. Der Kläger übersandte zwei_
Thoraxaufnahmen der Radiologin KosteCka B .. Die Ver-
sorgungsärzte Dr. R '4„ , Dr. H “ 1nngr. S " er—
klärten darauf in weiteren Stellungnahmen, bei dem Kläger
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lägen keine Lungenstecksplitter, sondern extrapulmonale
Brustwandstecksplitter vor; die MdE betrage 15 % bzw liege

unter 25 %. Das Versorgungsamtlehnte darauf durch Bescheid
vom 8. April 1971 die Erteilung eines Zugunstenbescheides ab.

Der Widerspruch des Klägers war erfolglos (Bescheid des
.Landesversorgungsamtes

vom 17. April 1972).'

Das Sozialgericht (SG) hat ein Gutachten von dem Facharzt
' für Chirurgie Dr. w vom 28. Februar 1975 eingeholt; dieser

bewertete die Erwerbsminderung wegen der Schädigungsfolgen mit

15 %. Der Kläger brachte Zeugenerklärungen des Jan P

und des Piotr B vom 16. Mai 1975 in polnischer Sprache

bei. DanaCh hat der Kläger als Kriegsgefangener einen Unfall

erlitten, als eine mit Baumaterial belandene Lore umstürzte.

Das SG hat die Klage durch Urteil vom 22. August 1975 abge-

wiesen. ‘ " ’ '

Im Berufungsverfahren übersandte der Kläger eine weitere
Röntgenaufnahme vom 16. Januar 1974. Das Landesversorgungsamt

veranlaßte eine Begutachtung durch die Bezirks—Ärztekommission

für Fragen der Invalidität und Beschäftigung. In deren Gut—'
achten vom 11. Juni 1975 wird neben den Splitterverletzungen

. von Thorax, Gesäß und rechten Oberschenkel ein Zustand nach

jKopfkontusion infolge Unfall mit Schwerhörigkeit beschrieben.

Dr. w 'erklärte in einem ergänzenden Gutachten vom
19. Januar 1976, chirurgischerseits sei eine andere Beurteilung

als in seinem Gutachten van 28. Februar 1975 nicht gerecht-
fertigt. Vor Abschluß des HNO-fachärztlichen Zusatzgutachtens
sei jedoch eine weitere Klärung des medizinischen Sachverhalts

' durch ergänzende Angaben.des Klägers erforderlich. Dr.'W

stützte sich dabei auf die HNO—fachärztliche Stellungnahme von
Dr. D ' . vom 24. Februar 1976, der nähere Angaben über
den Vom Kläger geschilderten Gefangenschaftsunfall sowie eine

genaue Fragestellung zur Klärung der Zusammednngsfrage für er—
‚forderlich hielt. Ferner schlug Dr. D vor, diese

Fragen nach Möglichkeit noch durch Zeugenaussagen zu belegen.
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Der Kläger beantwortete die von Dr. D ' gestellten

Fragen mit Schreiben vom 26. April 1976 und berief sich

_zur Bestätigung auf "2 Zeugenauseagen" . In der mündlichen

Verhandlung vor dem Landessozialgericht (LSG) stellte der

besondere Vertreter des Klägers den Sachantrag und bean—

tragte hilfsweise, von Dr. D
.

eine ergänzende

‘Stellungnahme einzuholen. ‘

Das.LSG hat die Berufung des Klägers durch Urteil vom
5._Oktober 4976 zurückgewiesen. Das LSG hat ausgeführt,

der (bindend gewordene) Bescheid
vom 21. Mai 4965 sei

nicht unrichtig; die Ablehnung der Erteilung eines Zu-

gunstenbescheides sei daher nicht rechtswidrig. Die Ver-

wundungsfolgen erreichta1chirurgischerseits keinen ren-

tenberechtigenden Grad der MdB. Für das Vorliegen von Lun-

genstecksplittern hätten sich keinerlei Anhaltspunkte er- „_
geben. Schließlich sei nicht nachgewiesen, daß das Ohren-

‘leiden des Klägers mit Wahrscheinlichkeit auf den angege- "
'benen Unfall in der Kriegsgefangenschaft zurückzuführen

sei. Die schriftlichen Erklärungen des Peter B und
des Jan P ! vom 28. Januar 1965 und 46. Mai 4975

_reichten zum Nachweis eines kriegsbedihgten Ohrenleidens
nicht aus. Die eigenen Angaben des Klägers vom 26. April 1976'

auf die gezielten Fragen des Sachverständigen Dr. D

könnten nicht als ausreichender Beweis für den schädigenden

Vorgang und seine unmittelbaren Wirkungen angesehen werden.

Das.LSG hat die Revision nicht zugelassen.

Der Kläger hat mit seinem Armenrechtsgesuch 2 beglaubigte
Zeugenerklärungen des Josef 0 und des Jan P

.
vom 5. Dezember-4976 beigebracht. Auf die Nichtzulassungs-

beschwerde des Klägers hat der Senat mit Beschluß vom
47. Mai 1977 die Revision zugelassen, weil das LSG seine

,Sachaufklärungspflicht'verletzt und dabei einen Beweisen-
trag des Klägers übergangen habe. Mit der Revision rügt
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der Kläger eine Verletzung des 5 405 Sozialgerichtsgesetz

(SGG) und trägt dazu vor, in seinem Schreiben vom 26. April 1976

Sei ein Beweisantrag zu sehen. Der Sachverständige

Dr. D habe eine Darstellung des Unfallhergangs für'

erforderlich gehalten und dazu gezielte Fragen gestellt. Der
Kläger, der mit den Rechteverhältnissen in der Bundesrepublik
Deutschland nicht vertraut sei und offensichtlich nur über

unzureichende Sprachkenntnisse verfüge, habe diese Fragen
beantwortet und sich zur Bestätigung auf die Zeugen 0 und

P
.

berufen. Diese Zeugen habe das LSG vernehmen und

alsdann den medizinischen Sachverständigen Dr. D

erneut hören müssen.

Der Kläger beantragt,

4. unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein—Westfalen vom 5. Oktober 4976 die

Sache an das Landessozialgericht zur
weiteren Sachaufklärung und Entscheidung

zurückzuverweisen.
. '

2. DemBeklagten die Kosten der Revision*

aufzuerlegen.
}

' ’

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers als unzulässig zu
_verwerfen.; ' '

Er meint, die Revisionsbegründung des Klägers sei nicht

hinreichend substantiiert und genüge nicht den Anforderungen

des 5 164 Abs 2 Satz 5 SGG. Der Kläger habe nicht die Tat-
sachen bezeichnet, die den gerügten Verfahrensmangel ergeben

sollten. Die Begründung lasse auch nicht erkennen, in welcher
Richtung das LSG noch hätte ermitteln sollen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—
liche Verhandlung gemäß 5 424 Abs 2 SGG einverstanden erklärt.
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_
II;

Die Revision des Klägers ist zulässig (55 160a Abs 4.

letzter Satz, «so, 164, 166sec). Sie ist auchbe-
gründet und führt zur Aufhebung und Zurückverweisung des

Rechtsstreits an das Berufungsgericht (% 170 Abs 2

Satz 2 sec). ' ': „ ‘

Entgegen der Auffassung des Beklagten genügt die Revisions-'

begründung (noch) den Anforderungen des % 164 Abs 2 Satz 5_

SGG.Der Kläger hat eine Verletzung des 5 105 SGG,also\
einen Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht gerügt und"

unter Hinweis auf das Urteil des LSG, die "gezielten Fragen

des Sachverständigen Dr. D " sowie das persönliche,

Schreiben des Klägers vom 26. April 1976 hinreichend deut-'

lich gemacht, welche Tatsachen noch klärungsbedürftig waren,
in welcher Richtung (Zeugenvernehmung) das LSG noch hätte

ermitteln sollen und zu welchem Ergebnis das LSG bei Durch—

führung der von dem Kläger beantragten Beweisaufnahme ge—

kommen wäre._„

Die Rüge einer Verletzung der Amtsermittlungspflicht greift\
durch. Nach 5 103 Satz 1 SGG hat das Gericht den Sachver-

halt von Amts wegen zu erforschen. Für die Frage, ob das
Gericht dieaanlicht nicht erfüllt und dadurch @ 103 SGG

verletzt hat, kommt es darauf an, ob der Sachverhalt, wie

er dem LSG im Zeitpunkt der Urteilsfällung bekannt gewesen

ist, von dessen sachlich-rechtlichem Standpunkt aus zur
Entscheidung des Rechtsstreits ausreichte, oder ob sich das
LSG zu weiteren Ermittlungen hätte "gedrängt" fühlen müssen
(ständige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts —BSG-;

„
Vgl SozR SGG @ 105 Nrn 7, 14 und 40). Das LSG hat hier darüber

zu entscheiden gehabt, ob der frühere (Ablehnungs—)Bescheid

vom 21. Mai 1965 unrichtig ist und ob die schädigungsbedingte
MdB den rentenberechtigenden Grad von wenigstens 25 vH

_(vgl 5 31 Abs 2 BVG) erreicht. Dabei hat das-LSG insbesondere

Aprüfen müssen, ob neben den chirurgischerseits festgestellten'
Schädigungsfolgen aufgrund der Granatsplitterverletzung noch
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weitere Shhädigungsfolgen vorliegen, _d_1eauf den vom Kläger ;
geschildérten Schweren. Unfall in der Kr1egsgefangenschaft

zuruckzufuhren S'1nd. D1e hierfür_ (aus med1z1n1scher
_Sicht)'

bewe1serheb11chen Fragen hat' Dr. D„Ü 'fl'
.

‘1n S_e1ner HNO—'_Ä'_

facharztl1ehen Stellungnahme vom 24. Februar 4976 g_enau'aüf-ä

gefuhrt Dér_Klager hat 'd1ese' Fragen 1n'seinem _Schreiben .vom'
26. Apr1l 4976_1m einz'elnen beantwortet 'und. 'sieh zurBeStät1—

.gung 'ua auf_ "2 Zeugenaussagen" beru'fen. Wenn das LSG die' e1-_

genen Angaben des Kläge_rs - entgegen. 5 45 des Gesetzes über

das Verwaltungsverfahren _der. Kr1egs0pferversorgung (Verw—KOV‚
'—.n1cht "als ausre10henden Bewe1s £ür einen schad1genden

.Vorgang im Sinne .des. BVG" angesehen und_;wehn _das _LSG aueh

“die schriftl_ichen Erklarungen des _Pete_r_B' _‚' und' des Jan'

P'=i 5_""'nieht. al'ebewe1skraft1g beurte1lt hat, dann hätte
310h da's LSG gedrangt fuhlen müS'sen_, diese Zeu.gen 'zu den Von .,
.Dr. D "].*;_I aufgewerfenen 'Fragen. vernehmen zu laa'sen. Diese

.Verpfllchtung bestand um ;sq eher, da die schr1ftl1chen Zeugen— '

erklärung'en bere1ts am 46. M-ai 497_3,_ also vor der gez1elten 'f_ff_

Fragestellung durch Dr. D '_abgegeben sind - wobe1 aus

den '_Aktenn1eht erkennbar ist',-Ob'd1e Erklärung des Jan ;; '”
.P■}gé'iff uberhaupt ins_ Deutsche ubereetzt -WOrden iSt —.,und

;we'il Dr. D_Ü'_‘„-: . in seiner Stellungnahme ausdruckllch vorge-i
_schlagen' hatte, 'die von ihm aufgeworfenen Fragen nach Mbgl1ch—_
‚keit noeh "durch Zeugenaussagen Zu belegeh"_. Die vom. _LSGver—.
miBte' "Bestat1gung durch Dritte“. 'hät._te sich durch d1'e unter— év3
1aesena Bewe1eerhebung 'möglicherweise erreichen lassen..»

„
“"

_Der FKläger hab' den entspr.eehenden BeWeisentrag auf Vernehmung (_

der .Zeugen.in demerwähntenSchre1benvom26. April 4976ge—_vf'
ste1'lt. Zwar hat der Kläger 'den Ausdruck "Beweisantrag". nicht

gebraucht. Dabei 1st Jedoeh zu berück91chtigen, daß der Klager
'nieht nur- rechtsunkund1g .1st‚ sondern aue.h erh‘ebliche Schwierig—
ke'iten mit der deutschen Spre'che hat. In 'dem genannten Sdhreihen

hat' der Kläger —.wie bereit_s erWähnü — die von Dr. D '‚ .: 'j\ „.aufgeworfen'en Fragen genau 'beantwo'rtet und sich für _denFail,

_.3'_
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daß das LSG seinen Angaben nicht folgen wollte, auf_ die

2 Zeugenaussagen be20gen. Damit konnte nur —
insbesondere

im Hinblick auf die Verfügung des LSG vom 1. April 1976

(vgl Bl 116 R der Gerichtsakten) - die Vernehmung der

Zeugen P _':< und B_' (und eventuell noch des Zeugen

Josef Q _
„f) gemeint sein. Dieser Beweisantrag brauchte

_nicht ©rneut)in der abschließenden mündlichen Verhandlung

gestellt zu werden. Nach. der Rechtsprechung des BSG genügt

es für einen Beweisantrag iS des 5 160 Abs 2 Nr 3 letzter
Halbsatz SGG, wenn er in einem vorbereitenden Schriftsatz

gestellt wird (vg). SozR 4500 see 5 160 Nr 1.2) Der Sach— _'
verhal_t bietet keinen Anhalt dafür, daß dieSer Beweisan- .

trag in der letzten mündlichen Verhandlung von dem be-‘ __

sondereh Vertreter des Klägers nicht mehr aufrechterhaltehv

worden ist‚_DanL G durfte daher diesen Beweisantrag nicht

einfach übergehen und sich stattdessen auf die (zeitlich )
früher liegenden) schriftlichen Zeugenerklärungen berufen_

und_ diese als unzure1chend ansehen.

Die Revision ist
daher

statthaft
(5 160 Abs 2 Nr 3 SGG)._

Sie ist auch begründet, denn es ist nicht auszuschließen,j

daß das LSG zu einem anderen, für den Kläger günStigeren _
Ergebnis gekommen wäre, wenn es die vom Kläger be antragte :
Beweisérhebüng durchgeführt und die Vérnehmung der _zwei

_
—bzw drei — Zeugen ve■anlaßt hätte. Die Sache iBt daher ”

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an das LSG zu— 1

mehzüverweisen (% 170 Abs 2 Satz 2 SGG);„ '
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
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